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Auf großes öffentliches Interesse
ist ein Symposium der Bundesärzte-
kammer gestoßen, das im Januar in
Königswinter stattgefunden hat.Unter
den Teilnehmern waren rund 30 Ver-
treter von Printmedien, Hörfunk und
Fernsehen, um die Diskussion über
den „Entwurf der Richtlinie der
Bundesärztekammer zur ärztlichen
Sterbebegleitung und den Grenzen zu-
mutbarer Behandlung“ zu verfolgen.

Das zeigt einmal mehr, daß dieses
Thema von außergewöhnlicher ge-
sellschaftlicher Tragweite ist,und daß
der Vorstand der Bundesärztekam-
mer (BÄK) daraus die richtige Kon-
sequenz gezogen hat: Mit der Veröf-
fentlichung eines vorläufigen Entwurfs
der Richtlinie im „Deutschen Ärzte-
blatt“ bereits im April 1997 – und nicht
eines bereits verbindlich beschlosse-
nen Textes – wollte die BÄK eine brei-
te öffentliche Diskussion ermöglichen.

Dieses Verfahren hat sich nach mei-
nem Eindruck als sehr fruchtbar er-
wiesen. Vor allem sind bei dem Sym-
posium nicht nur die professionell mit
der Problematik befaßten Experten –
Juristen, Theologen, Politiker –, son-
dern auch die unmittelbar von dem
Thema berührten gesellschaftlichen
Gruppen,beispielsweise Vertreter aus
den Reihen der Behinderten und un-
heilbar Erkrankten, in einen offenen
Dialog mit der Ärzteschaft getreten.
So kamen auch aus diesem Kreis zahl-
reiche Beiträge,deren Umsetzung da-
zu führen dürfte, daß die Richtlinie
in einem weiteren Arbeitsschritt ver-
bessert werden kann. Hieraus wird
zusätzliches Vertrauen in die Ärzte-
schaft erwachsen, ebenso daraus, daß
in der überarbeiteten Fassung unnöti-
ge Mißverständnisse vermieden wer-
den können.

Beispielsweise glaubten einige,aus
einer bestimmten Formulierung des
Richtlinienentwurfs herauslesen zu
können, daß die Ärzteschaft sich bei
der Behandlung von Schwerstkran-
ken und Sterbenden auch von öko-
nomischen Gesichtspunkten leiten
lassen soll. Im Dialog konnte klarge-
stellt werden, was die Verfasser des
Entwurfs bereits hinreichend klarge-
macht zu haben glaubten: Das Ge-
genteil ist der Fall. Meiner Meinung

nach ist es sogar der zentrale politi-
sche Sinn der neugefaßten Richtlinie,
der gefährlichen Diskussion über Ra-
tionierung von Gesundheitsleistun-
gen für Schwersterkrankte,Schwerst-
behinderte oder alte und kranke Men-
schen einen Riegel vorzuschieben.

Eine weitere Hauptbotschaft der
Richtlinie wird auch nach der Über-
arbeitung unverändert lauten: Die
deutsche Ärzteschaft steht für Eu-
thanasie nicht zur Verfügung. Ande-
rerseits kann die Verpflichtung, Lei-
den zu lindern und Sterbenden bis
zum Tod Beistand zu leisten,nicht das
Streben nach Verlängerung des Le-
bens um jeden Preis bedeuten. In die-
sem Zusammenhang – auch das wur-
de bei dem Symposium deutlich – lei-
sten die Palliativmedizin bzw.die mo-
derne Schmerztherapie und das Hos-
pizwesen Segensreiches, jedoch ha-
ben wir in Deutschland auf diesen Ge-
bieten noch einiges nachzuholen.

Letztlich werden auch die neuge-
faßten Richtlinien,die möglicherwei-
se noch in diesem Jahr vorgelegt wer-
den, dem einzelnen Arzt und der ein-
zelnen Ärztin die Therapieentschei-
dung in der konkreten Situation nicht
abnehmen können. Sie sind vielmehr
im Hinblick auf die Ärzteschaft nicht
mehr als der Versuch, durch die For-
mulierung ärztlicher Grundpositio-
nen Hilfestellung zu geben – wobei
in die Neufassung die neuere Recht-
sprechung und die wachsende Be-
deutung des Patientenwillens einge-
arbeitet sind.

Im Hinblick auf die gesamte Ge-
sellschaft besitzt das Papier eine eben-
so wichtige Funktion: Es soll eine so-
lide Grundlage dafür bieten,den ärzt-
lichen Standpunkt in der öffentlichen
Diskussion klarzumachen.Daß es sich
lohnt, auf dieser Basis mit offenem
Visier den Dialog mit der Gesellschaft
zu suchen,zeigen mir die jüngsten Er-
fahrungen:Die Ärzteschaft gewinnt an
Vertrauen, wenn sie – gerade in fun-
damentalen ethischen Fragen – das
offene Gespräch sucht.
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Das Beispiel der ärztlichen
Sterbebegleitung zeigt:
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